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Mustervereinbarung interkantonaler Zusammenarbeit mittels 
Leistungskauf per Ausgleichszahlung bei einem anderen Kanton

A
Einleitende Bemerkungen zur Mustervorlage

Diese Vorlage ist zu wählen, wenn ein Vertragspartner (oder mehrere) beabsichtigt, auf die eigene Erbringung einer Leistung oder eines Dienstes zu verzichten und diese bei einem Vertragspartner, der diese auch innerkantonal erbringt, einzukaufen.

Das Anwendungsfeld für Leistungskäufe ist schier unermesslich. Entsprechend problematisch ist eine Standardisierung der Verträge. Das vorliegende Muster kann daher nur ausnahmsweise 1:1 als Grundlage dienen. In jedem Fall dient es aber als Ausgangslage und Gedankenstütze bei der Erarbeitung eines Vertrages.

Die Ausführungen zu den Überschriften und Artikel in der Mustervorlage sind Erläuterungen und nicht mögliche Textversionen. 

Die Mustervorlage macht keine Aussagen zur Frage, von welchem Organ die Vereinbarung je innerkantonal zu Genehmigen ist. Es ist dies eine Frage des innerkantonalen Rechts und kann von den Kantonen unterschiedlich beantwortet werden (von einer departementalen Genehmigung über einen Regierungsratsbeschluss bis zum Parlaments- oder gar Volksentscheid). 

Beispiele von Leistungskäufen:

· Heimvereinbarung; 

· Vereinbarung SZ/NW über die Belegung von Gefängnisbetten; 

· Vereinbarung über die Aufnahme und Behandlung von Patienten aus dem Kanton Nidwalden im Kinder- und Jugendpsychiatrischen Dienst des Kantons Luzern
· Verwaltungsvereinbarung OW/LU über die Übernahme der Polizeiaufgaben im Gebiet der Luftseilbahn Sörenberg - Brienzer Rothorn AG; 

· Verwaltungsvereinbarung zwischen Schwyz und Uri (sowie je NW und OW) betreffend Aufträge an die Schwyzer Kantonsapothekerin für die Heilmittelkontrolle.

· Vertrag betreffend die Inspektionen pharmazeutischer Betriebe (Regionale Fachstelle für Heilmittelkontrolle der Ost- und Zentralschweiz (RAS-OZ), Zürich) 

· vgl. auch die Interkantonalen Zivilstandskreise (einzelne Luzerner Seegemeinden werden dem Schwyzer Kreis Küssnacht angeschlossen).

B
Mustervorlage

Titel

Die neue Bundesverfassung hat die Terminologie für interkantonale Vereinbarungen (gemäss alter BV Konkordate, Verkommnisse, Verträge oder Vereinbarungen) auf den Begriff "Verträge zwischen den Kantonen" vereinheitlicht. In der neueren interkantonalen Praxis sollten nur mehr die Begriffe "interkantonale Vereinbarung" (Oberbegriff), "Vertrag" (rechtsetzenden und/oder rechtsgeschäftlichen Inhalts), "Verwaltungsvereinbarung" (vorwiegend bei Leistungskäufen) und "Leistungsvereinbarung" (mit Dritten) verwendet werden. Die Namen der Kantone (vertragschliessende Parteien) gehören in der Regel nicht in den Titel sondern in die Präambel.
Präambel
Fakultativ. Die Präambel bietet die Möglichkeit, in einer einleitenden Erwägung festzuhalten, aus welcher Motivation heraus die Parteien einen Vertrag schliessen und welche Absicht sie verfolgen. Sie kann später als Auslegungshilfe dienen.

Im Sinne einer Einleitung sollte der Vertrag mindestens die Parteien festhalten und bezeichnen, gestützt worauf sie den Vertrag schliessen. (z.B. Der Kanton xy, gestützt auf Art. nn des Gesetzes über ..., und der Kanton wz, gestützt auf Art. nn des Gesetzes über ..., vereinbaren: ) 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 
Gegenstand / Zweck des Abkommens

Umschreibung des Zweckes des Abkommens; was ist der Inhalt, was will man regeln. 

Art. 
Geltungsbereich

Eventuell ist es angezeigt, neben dem Zweck zusätzlich den Geltungsbereich des Abkommens zu regeln; (sachlicher, persönlicher, räumlicher, zeitlicher Geltungsbereich).

Art. 
Begriffsbestimmungen

Sofern der Vertrag zu definierende Begriffe verwendet oder einführt, sind diese mit Vorteil vorab aufzuführen. 

2. Abschnitt: Leistungskauf

Die Vielfalt an einkaufbaren Leistungen ist enorm (vgl. Beispiele über Polizeileistungen, Schule, Beratung, etc.). Entsprechend schwierig oder gar ausgeschlossen ist eine Standardisierung der Benutzungsregelung. Ziel dieses gesamten 2. Abschnittes soll es sein, die Leistung und deren Benutzung durch die Vertragspartner bzw. deren Angehörigen genau zu umschreiben.

Art. 
Leistungsbeschrieb

Genauer Beschrieb der Leistung, die eingekauft wird. Dies kann sich auf mehrere Artikel erstrecken, eventuell lohnt sich auch ein Verweis auf einen Anhang. Mit Vorteil werden die Leistungen so konkret festgeschrieben, dass später keine Auslegungsfragen auftauchen (z.B. Verweis auf Gesetzesbestimmung [Leistung nach Art. 4 - 8 VKKG]; Festhalten, in welcher Qualität und Form die Leistung zu liefern ist, in welcher Zeit; Definition, des (Fach-)Personals, das die Leistung zu erbringen hat; etc.; eventuell auch Beschrieb des Verfahrensablaufes).

Art. 
Leistungsersteller
Bezeichnung des konkreten Leistungserstellers

Art.
Leistungsbezüger

Bezeichnung der konkreten Leistungsbezüger

Art. 
(Gleich)Stellung der Benutzer

Gemäss IRV (Art. 23 IRV)sollen grundsätzlich alle Benutzer (Leistungsbezüger) aus allen Vertragskantonen gleichgestellt sein, d.h. BürgerInnen / Dienststellen aus dem kaufenden Kanton haben den gleichen Anspruch auf Leistungserbringung wie jene aus dem verkaufenden Kanton; gemäss den Zusammenarbeitsgrundsätzen der ZRK kann die Vereinbarung eine differenzierte Behandlung der Partner bei den Zulassungs- und Nutzungsbedinungen vorsehen (ZRK-Grundsätze 1994, Ziffer 52). Kommt dieser Grundsatz nicht zur Anwendung, so hat dies i.d.R. Auswirkungen auf die finanzielle Abgeltung (Wer weniger Rechte hat, soll weniger bezahlen müssen). 

Art. 
Anwendbares Recht

Beim Leistungskauf gilt grundsätzlich das Recht des Leistungserbringers (das Recht des Standortkantons). Auch diese allgemeine Regel ist mit Vorteil festzuschreiben. Ausnahmen davon sind auf jeden Fall explizit zu regeln (vgl. z.B. Art. 3 der Vereinbarung betreffend Übernahme der Polizeiaufgaben im Gebiet der Luftseilbahn Sörenberg – Brienzer Rothorn AG). 

Speziell und ausdrücklich niederzuschreiben sind je nachdem Regelungen der Amtshilfe, des Datenschutzes, der Publikation, der Gebühren etc. Ein spezielles Augenmerk ist auch der Haftungsfrage zu widmen. Wer haftet nach welchem Recht, wenn einem Vertragspartner aufgrund des Leistungskaufs ein Schaden entsteht?

3. Abschnitt: Organisatorisches

Der zentrale Punkt eines Leistungskaufes ist der Kauf einer Leistung von einem Kanton, der diese Leistung bereits für sich selbst erbringt. Dies bedeutet, dass die Leistung auch ohne diesen Vertrag erbracht wird und nicht neu organisiert werden muss. Der Abschnitt Organisation bezieht sich daher nicht auf die eigentliche Leistungserbringung, sondern auf die Rahmenbedingungen und die Organisation des Kaufs der Leistung. 

Art. 
Mitbestimmungsrecht des/der Leistungskäufer/s
Grundsätzlich steht es den Parteien frei, die Mitsprache zu regeln. Gemäss IRV (Art. 22 IRV) ist den kaufenden Vertragsparteien in der Regel mindestens ein partielles Mitspracherecht einzuräumen; gemäss den ZRK Zusammenarbeitsgrundsätzen sind die Vertragspartner zu informieren und konsultieren (ZRK-Grundsätze 1994, Ziffer 52). Die getroffene Regelung hat in der Regel Einfluss auf die Abgeltung. Je mehr Mitsprache, desto höher die Abgeltung (bzw. kleiner der Vorabzug des Leistungserbringers. Ebenso wirkt sich die vereinbarte Mitsprache auf die Regelung der Organisation (diesen Abschnitt des Abkommens) aus. 

Art. 
Aufsicht
Im Prinzip ist die Aufsicht beim Leistungskauf geregelt: Sie wird vom Aufsichtsorgan des leistungserbringenden Kantons wahrgenommen. Ein Aufsichtsrecht kommt den kaufenden Kantonen höchstens im Rahmen einer Mitspracheregelung zu. In der Regel beschränkt sich dieses aber darauf, das Abkommen bei Unzufriedenheit zu kündigen. 

Art.
Berichterstattung
Das Abkommen kann vorsehen, dass den kaufenden Vertragsparteien ein gesonderter Bericht zu erstatten ist über die von diesem Kanton bzw. seinen BürgerInnen bezogenen Leistungen.

4. Abschnitt: Finanzielles

Im Abschnitt Finanzielles sind die Details betreffend des Kaufpreises zu regeln. Wie wird er berechnet, wie sehen die Zahlungsmodalitäten aus, sind neben oder anstelle des Kaufpreises Gebühren zu entrichten etc. Grundlagen dazu finden sich auch in der IRV sowie den ZRK Zusammenarbeitsgrundsätzen:

IRV Art. 8 und 9 (Grundlagen für die Ermittlung von Abgeltungen) sowie Art. 10 - 12 (Grundsätze für die Abgeltungen). 

ZRK-Grundsätze, Ziffer 52. Beim Leistungskauf gilt es für die Verteilung von Nutzen und Lasten im Sinne von Regelkriterien zu berücksichtigen: 

-
Übernahme der Investitions- bzw. Kapitalfolgekosten durch den Standortkanton, sofern das Vorhaben nach den Bedürfnissen des Standortkantons dimensioniert wird, wird das Vorhaben nach den Bedürfnissen der Vertragspartner ausgeweitet, kann diesen ein Teil der Kapitalfolgekosten überbunden werden;

-
Verteilung der durchschnittlichen Betriebskosten nach Abzug der Kapitalfolgekosten nach den Nutzungsanteilen der Vertragspartner.

Art. 
Abgeltung 
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Wie wird der Leistungsbezug abgegolten? z.B. Sockelbeitrag plus anteilsmässig gemäss Leistungsbezug; oder genau gemäss einer Leistungserfassung; oder nur anteilsmässig. Feste Beträge sind in der Regel zu indexieren:

Zudem gilt es zu regeln, in welchem Ausmass ein Standortvorteil bzw. –nachteil, ein Mitspracherecht oder Unterschiede bei den Nutzungsrechten in die Abgeltungsbemessung einbezogen werden. 

Zahlungsmodalitäten (einmal jährlich, in Raten, pro Leistungslieferung etc.).

Art.
Abgeltung der effektiven Leistungserbringer

Gemäss IRV Art. 12 haben sich die Vertragsparteien zu verpflichten, die Abgeltungen den tatsächlichen Leistungserbringern, so weit sie die Kosten tragen, zukommen zu lassen. Im Vertrag kann sodann vorgesehen werden, dass Gemeinden oder die von ihnen getragenen Organisationen einen direkten Anspruch auf die Abgeltung haben.
5. Abschnitt: Rechtsschutz

Der Rechtsschutz der Bürger darf wegen der Auslagerung von Aufgaben an ausserkantonale Stellen nicht ein eingeschränkter sein (vgl. Art. 15 Abs. 1 des Entwurfes BG über den Finanzausgleich). In diesem Abschnitt ist deshalb der Rechtsschutz für die Benutzer zu regeln sowie das Verfahren bei Konflikten zwischen den Vertragskantonen.

Art.
Rechtsschutz, Verwaltungsrechtspflege

Ist nur dann zu regeln, wenn die Bürger unmittelbar Benutzer der ausserkantonalen Stelle sind und ihnen damit auch eine Art Parteistellung zukommen kann. 

Bezeichnung des anwendbaren Verfahrensrechtes und der zuständigen Beschwerdeinstanzen. Grundsätzlich sind die zwei Varianten möglich, dass sich der Benutzer erstens trotz ausserkantonalem Leistungsbezug bei seinem Wohnsitzkanton beschwert und zweitens auch das Beschwerdeverfahren ausserkantonal beim Sitzkanton der Leistungserbringung durchzuführen ist. 

Art.
Streitigkeiten zwischen beteiligten Kantonen, Streitschlichtung

Streitigkeiten zwischen Kantonen sind mittels staatsrechtlicher Klage vor dem Bundesgericht auszutragen (BV 189 Abs. 1 lit. d). Nach Möglichkeit ist davor aber eine Streitschlichtung vorzusehen (vgl. Ausführungen zum Neuen Finanzausgleich, wonach das Schlichtungsverfahren die Regel werden soll, Art. 15 Entwurf FAG). Nach Inkrafttreten des Vertrages über das Streitbeilegungsverfahren könnte die Norm wie folgt lauten: „Die Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien richtet sich nach dem Vertrag über das interkantonale Streitbeilegungsverfahren vom xx.xx.xxxx. Vorbehalten bleibt die Beurteilung durch das Bundesgericht gemäss Art. 189 Abs.1 lit. d BV.“

Art. 
Strafbestimmungen
Sofern Handlungen im Geltungsbereich dieses Vertrages mit Strafe anzudrohen sind, könnten hier Strafbestimmungen eingefügt werden. Dürfte aber die Ausnahme bleiben.

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 
Inkrafttreten des Abkommens
Voraussetzungen, damit das Abkommen in Kraft treten kann (z.B. „Das Abkommen bedarf der Zustimmung der verfassungsmässig zuständigen Organe aller Parteien.“). Eventuell benötigt es auch der Zustimmung des Bundes oder einer anderen Stelle. Deshalb ist auch zu regeln, wer die Vereinbarung der Bundeskanzlei zur Kenntnis bringt.

Eventuell ist zu regeln, wer Zustimmungserklärungen entgegennimmt und wer den Termin des Inkrafttretens bestimmt (sofern nicht automatisch bei genügender Anzahl Zustimmender). 

Art. 
Geltungsdauer
Ist das Abkommen befristet oder unbefristet, wird es automatisch verlängert.

Art. 
Kündigung

Kündbarkeit, Fristen und Termine; welche Wirkung hat eine Kündigung.

Art. 
Änderung des Abkommens
Grundsätzlich sind Abkommen auf demselben Weg abzuändern wie neue Abkommen entstehen. Will man davon abweichen oder sollen Änderungen bereits vorgesehen werden, könnten bereits hier die Voraussetzungen und das Verfahren niedergeschrieben werden. Z.B. Kompetenzdelegation an die Regierung, ein Departement oder ein Amt, gewisse Änderungen wie z.B. vorzunehmen.

Art. 
Übergangsbestimmungen
Regelung allfälliger Übergangsbestimmungen, bis das Abkommen umfassend in Kraft und umgesetzt ist.

Datum, Unterschrift

Betrag  x  neuer Index
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